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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Die Bundesversammlung behandelte die im Vorjahr vom Kanton Jura eingereichte
Standesinitiative für ein neues Verfahren bei der Veränderung von Kantonsgebieten.
Die Initiative will zwar weiterhin Volk und Stände über Kantonsneugründungen oder
-zusammenlegungen entscheiden lassen. Gebietsveränderungen zwischen den
Kantonen, wie im Fall Vellerat, soll die Bundesversammlung hingegen mit einem nicht
einmal dem fakultativen Referendum unterstellten Beschluss genehmigen können. Das
Vorgehen bei solchen Gebietsveränderungen, also z.B. die Frage, wer an den lokalen
bzw. regionalen Volksabstimmungen teilnehmen darf, soll zudem nicht mehr vom direkt
betroffenen Kanton geregelt werden, sondern vom nationalen Parlament. Die
Staatspolitischen Kommissionen der beiden Ratskammern beantragten, der Initiative
Folge zu geben. Die Tatsache, dass die eidgenössische Volksabstimmung über Vellerat
doch von vielen als überflüssig empfunden worden sei, habe einen Reformbedarf
aufgezeigt. Die Zustimmung zur Initiative bedeute aber nicht eine vollständige
Übereinstimmung mit deren Inhalt, sondern vor allem ein Zeichen für den Bundesrat,
im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung die 1995 angekündigten Vorschläge
zu präsentieren. Beide Räte folgten diesem Antrag ihrer Kommissionen. In dem gegen
Jahresende vorgestellten Revisionsentwurf fehlte dann jedoch ein entsprechender
Vorschlag, da der Bundesrat die materiellen Revisionen auf die Bereiche Volksrechte
und Justiz beschränkte. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.1996
HANS HIRTER

1) AB NR, 1996, S. 1325 f.; AB SR, 1996, S. 219 f.; BBl, 1997, I S.206 f.
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